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Abkürzungsverzeichnis:

KHBS



Krankenhausbetriebssatzung
EigV



Eigenbetriebsverordnung

GA



Gesundheitsausschuss

GKhBetriebsVO

Gemeindekrankenhausbetriebsverordnung

KHA



Krankenhausausschuss

KHBS



Krankenhausbetriebssatzung

KHZW



Krankenhauszentralwäscherei

LA



Landschaftsausschuss

LV



Landschaftsversammlung

LVerbO


Landschaftsverbandsverordnung

SBV



Servicebetrieb Viersen

ZuVerfO


Zuständigkeits- und Verfahrensordnung

Erläuterung der farblichen Markierungen in der Anlage:

	
	Zuständigkeitsverlagerung in den GA

	
	

	
	Zuständigkeitsverlagerung in die KHA bzw. Veränderung der Form der Zuständigkeit im Rahmen bestehender Zuständigkeiten

	
	

	
	Zuständigkeiten, die auf Klinikvorstände übertragen werden bzw. für die ein Rückzug aus den operativen Geschäft der 

	
	Vorstände angezeigt ist

	
	

	
	keine Veränderung zur heutigen Zuständigkeitsverteilung


Anmerkung:

Die Zuständigkeitskataloge in der ZuVerfO und der KHBS werden zukünftig weitestgehend identisch formuliert.

	Aktuelle Zuständigkeiten


	Zukünftige Zuständigkeiten

	
	

	
	Veränderung
	Verlagerung in
	Verzicht
	Bemerkungen

	A. 
Zuständigkeiten der Landschaftsversammlung
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	§ 8 KHBS i. V. m. § 7 LVerbO


	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	(1) Die Landschaftsversammlung entscheidet über
	
	
	
	
	

	a)
Erlass, Änderung und Aufhebung der Betriebssatzung,
	keine
	
	
	
	

	b)
Feststellung und Änderung des Wirtschaftsplanes, einschließ-
lich des Investitionsprogramms,
	keine
	
	
	
	

	c)
Feststellung des Jahresabschlusses und Verwendung eines 
Gewinnes oder Behandlung eines Verlustes sowie die Entlastung der Krankenhausausschüsse,
	keine
	
	
	
	

	d)
Rückzahlung von Eigenkapital an den Landschaftsverband.
	keine
	
	
	
	

	(2) Sie berät über die aus dem Erfolgsplan entwickelte Finanzplanung.
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	B. 
Zuständigkeiten des Landschaftsausschusses
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	I.
§ 3 ZuVerfO (= § 9 KHBS)


Landschaftsausschuss
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	(1) Der Landschaftsausschuss beschließt über alle nicht der Landschaftsversammlung gemäß § 7 LVerbO vorbehaltenen Angelegenheiten, soweit es sich nicht um Geschäfte der laufenden Verwaltung handelt. Er hat insbesondere:
	
	
	
	
	§ 11 Abs. 2 LVerbO:

Delegationsmöglichkeit auf Fachausschüsse, hier GA/KHA

	1.
die Beschlüsse der Landschaftsversammlung vorzubereiten und durchzuführen,
	keine
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	2. 
die Tätigkeit der Fachausschüsse zu überwachen und aufeinander abzustimmen,
	keine


	
	
	
	

	3.
die Verwaltungsführung des Direktors des Landschaftsverbandes Rheinland zu überwachen.
	
	
	
	
	

	(2) Er gibt auf Vorschlag des Ausschusses für Personal und allgemeine Verwaltung eine Empfehlung zur Besetzung von Stellen der Amtsleitungen und der Leitungen der sonstigen Einrichtungen des Landschaftsverbandes Rheinland.
	
	GA

	
	
	bzgl. der Klinikvorstände und Vertretungen, BL der KHZW, SBV Entscheidungsrecht

	(3) Er entscheidet insbesondere über:
	
	
	
	
	

	1.
Bestellung der vom LVR zu bestimmenden Vertreter des LVR, die zur Wahrnehmung von Mitgliedschaftsrechten in Organe, Beiräte oder Ausschüsse juristischer Personen oder Personenvereinigungen entsandt werden. § 113 Abs. 2 Satz 2 GO NRW ist zu beachten,
	keine
	
	
	
	

	2. 
Beteiligung an übergeordneten regionalen Projekten,
	
	
	
	
	textlich Konkretisierung nötig

	3.
Einstellung und Beförderung der Beamten und Beamtinnen der Besoldungsgruppe A 13 (höherer Dienst) oder einer höheren Besoldungsgruppe

	keine
	
	
	
	s.§ 20 ABs.4 Satz 2 LVerbO

	4. 
Einstellung von Beschäftigten, deren Entgelt sich nach Entgeltgruppe 13 TVöD richtet oder darüber liegt, soweit in den §§ 3a bis 3f sowie §§ 12 Abs. 3, § 14 Abs. 3, 18 Abs. 3, 20 Abs. 4, 21 Abs. 3 und 22 Abs. 3 keine andere Regelung getroffen ist,
	
	
	
	X
	Verantwortung der Klinikvorstände

	5.
Abberufung und Bestellung zum Prüfer oder zur Prüferin des Rechnungsprüfungsamtes,
	keine
	
	
	
	

	6.
Zustimmung zu Verträgen zwischen Mitgliedern der Landschaftsversammlung oder ihrer Ausschüsse und dem LVR,
	keine
	
	
	
	

	7.
Änderungen und Ergänzungen des Leit-Frauenförderplanes,
	keine
	
	
	
	

	8.
Angelegenheiten, die ihm als der obersten Dienstbehörde vorbehalten sind,
	keine
	
	
	
	

	9. 
Vertretung des Direktors des Landschaftsverbandes Rheinland und Geschäftsverteilung der Landesräte und Landesrätinnen (§ 20 Abs. 1 Satz 3 LVerbO) sowie Grundsatzangelegenheiten des Personal- und Organisationswesens. Wird die Zuständigkeit des Landesjugendhilfeausschusses durch Entscheidungen über Grundsatzangelegenheiten des Personal und Organisationswesens berührt, ist diesem vor der Entscheidung Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben,
	
	GA

	
	
	soweit Grundsatzangelegenheiten des Personal- und Organisationswesens im Geschäftsbereich der Kliniken/KHZW/SBV betroffen sind



	10. 
über- und außerplanmäßige Aufwendungen bzw. Auszahlungen von erheblichem Umfang; erheblich sind:
	
	
	
	
	

	· überplanmäßige Aufwendungen bzw. Auszahlungen, die auf gesetzlichen Ansprüchen und Tarifverträgen beruhen, wenn sie sich im Einzelfall auf mehr als 250.000,00 € oder mehr als 50% des Ansatzes, mindestens jedoch auf 100.000,00 € belaufen,
	keine
	
	
	
	

	· alle übrigen über- und außerplanmäßigen Aufwendungen bzw. Auszahlungen, soweit sie im Einzelfall mindestens 100.000,00 € betragen,
	keine
	
	
	
	

	11.
über- und außerplanmäßige Verpflichtungsermächtigungen von erheblichem Umfang; erheblich sind:
	keine
	
	
	
	

	· über- und außerplanmäßige Verpflichtungsermächtigungen, wenn sie im Einzelfall mehr als 20% der veranschlagten Verpflichtungsermächtigungen und gleichzeitig mindestens 100.000,00 € betragen,
	keine
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	12. 
Meinungsverschiedenheiten zwischen einem Betriebsausschuss und dem Kämmerer über erfolgsgefährdende Mehraufwendungen und sonstige finanzwirtschaftliche Angelegenheiten, die den Haushalt des Landschaftsverbandes Rheinland berühren,
	keine
	
	
	
	

	13. 
Behandlung von Petitionen, Anregungen und Beschwerden, die aufgrund des allgemeinen Petitionsrechts schriftlich an die Vertretung des LVR gerichtet werden, soweit nicht der Betriebsausschuss für das HPH-Netz(§ 18) oder die Krankenhausausschüsse (§ 20) zuständig sind oder eine andere Zuständigkeit nach dem Maßregelvollzugsgesetz NRW besteht,
	keine
	GA
	
	
	Vorbehalt erweitern auf Zuständigkeit des GA

	14. 
die Verwendung der Mittel der regionalen Kulturförderung.
	keine
	
	
	
	

	(4) Er entscheidet vor der Einzelplanung durch die Verwaltung einschließlich der wie Eigenbetriebe geführten Einrichtungen des Landschaftsverbandes Rheinland vor Vergabe von Planungsaufträgen durch Grundsatzbeschluss über:
	
	
	
	
	

	1. 
Einleitung und Ziele von umfassenden Fachplanungen mit erheblichen organisatorischen, weit reichenden finanziellen oder personellen Konsequenzen, insbesondere bei:
	
	GA
	
	
	Textliche Konkretisierung nötig, soweit Zielplanungen der Kliniken betroffen sind.

	· Fachplanungen, die Stellung und Aufgabe des LVR als Selbstverwaltungskörperschaft berühren, - Fachplanungen, die Änderungen des Verfahrens bei der Erfüllung der Aufgaben des LVR bezwecken,
	keine
	
	
	
	

	2. 
Einzelprojekte, soweit es sich handelt um
	
	
	
	
	

	· Schaffung oder Übernahme von Einrichtungen, die nicht Pflichtaufgaben sind,
	X
	
	
	
	textliche Konkretisierung nötig

	· Schaffung einer neuen oder Zweckänderung einer bestehenden Einrichtung, sofern die Folgekosten mehr als 250.000,00 € jährlich betragen,
	X
	
	
	
	textliche Konkretisierung nötig

	· Errichtung, Zusammenlegung oder Auflösung von Dienststellen und Einrichtungen des LVR,
	keine
	
	
	
	

	· Investitionsvorhaben/Instandhaltungen von mehr als 2.500.000,00 € Gesamtkosten bei Neueinrichtungen (Neu-, Um- oder Ausbau) oder bei so genannten gebündelten Projekten. Der Landschaftsausschuss kann im Einzelfall auch Vorhaben mit einem geringeren Gesamtwert einem Grundsatzbeschluss vorbehalten.
	X
	
	
	
	textliche Konkretisierung bzw. Zusammenfassung

	(5) Er ist über die Aussprache einer haushaltswirtschaftlichen Sperre nach § 24 GemHVO oder die Abzeichnung einer Gefährdung des Haushaltsausgleiches zu unterrichten.
	keine
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	II.
§ 3 a ZuVerfO (= § 9 KHBS)


Zuständigkeit des Landschaftsausschusses für den 

Bereich der Rheinischen Kliniken
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	(1) Der Landschaftsausschuss entscheidet über alle Angelegenheiten des Betriebes, soweit sie nicht der Landschaftsversammlung, ihren Fachausschüssen, dem Direktor des Landschaftsverbandes Rheinland oder der Betriebsleitung vorbehalten sind.
	keine
	
	
	
	

	(2) Er entscheidet insbesondere über:
	
	
	
	
	

	1. 
Aufgabenstellung und Zielplanung der Rheinischen Kliniken/der Rheinischen Klinik für Orthopädie Viersen, 
	
	GA 


	
	
	textliche Neufassung und Konkretisierung nötig

	2.
Grundsatzfragen bei der Übernahme von Lehr- und Forschungsaufgaben, 
	
	GA

	
	
	

	3.
Zurverfügungstellung der Rheinischen Kliniken für Zwecke der Lehre und Forschung, 
	
	
	KHA
	
	

	
	
	
	
	
	

	4. 
Auflösung der Rheinischen Kliniken/der Rheinischen Klinik für Orthopädie Viersen oder wesentlicher Teile, 
	keine

	
	
	
	siehe § 3 Abs. 4 Nr. 2 

	5.
Einrichtung oder Auflösung von Abteilungen bzw. von Betriebsbereichen, 
	
	
	KHA
	
	im Rahmen der Zielplanung, Unterrichtungspflicht 

	6. 
Einrichtung oder Auflösung von ambulanten Diensten, 
	
	
	
	
	keine Relevanz, s. § 3a Abs. 2
Nr. 4 und 5 ZuVerfO

	7. 
Rahmenvorgaben, Messziffern, Richtzahlen einschließlich Stellenschlüssel, 
	
	GA
	
	
	textliche Konkretisierung nötig

	8. 
Einstellung, Bestellung und Abberufung von Mitgliedern der Betriebsleitung, deren Vertreter und Vertreterinnen, der Leiter und Leiterinnen der Betriebsbereiche Pflege und Rehabilitation und die Abteilungsärzte und Abteilungsärztinnen,
	
	GA
	KHA
	X
	bzgl. Klinikvorstand und Vertretung nach Vorauswahl im KHA;

bzgl. Betriebsbereichs- und sonstigen Abt.leitungen keine polit. Zuständigkeit (Klinikvorstände)

	9. 
allgemeine Vertrags-/Anstellungsbedingungen oder Musterverträge für die Mitglieder der Betriebsleitung, deren Vertreter und Vertreterinnen, die Leiter und Leiterinnen der Betriebsbereiche Pflege und Rehabilitation und die Abteilungsärzte und Abteilungsärztinnen,
	
	GA
	
	
	textliche Neufassung (ohne Musterverträge!) für zuvor genannten Personenkreis

	10. 
mittel- und langfristige Investitionen/Instandhaltungen, soweit die Gesamtkosten der Maßnahme 750.000,00 € überschreiten (ausgenommen Baumaßnahmen),
	
	GA
	KHA
	
	· sofern Klinikverbund betroffen

· sofern Klinik betroffen (KHA)
· Wertgrenze: 1 Mio Euro

	11. 
Planungsvorgaben zur Energieversorgung,
	
	GA
	KHA
	
	Neufassung in Abgrenzung zu verlagerten Zuständigkeiten aus dem Umweltausschuss (s. Ausführung Seite 22)

	12. 
Zuordnung von Grundstücken zum Sondervermögen,
	
	
	X

	
	EigentumsR des LVR nicht berührt; daher Zuständigkeit des LVR-Dir., Unterrichtungspflicht

	13. 
An- und Verkauf von Grundstücken sowie die Bestellung dinglicher Rechte an Grundstücken,
14.  Stellungnahme des LVR zu öffentlichen Planungsvorhaben, soweit das Sondervermögen betroffen ist, ausgenommen Flächennutzungspläne und Bebauungspläne; die Betriebsleitung ist vor Abgabe der Stellungnahme anzuhören,
	keine
	GA
	
	
	betreffend Betriebe des Klinikverbundes

	15. 
Meinungsverschiedenheiten zwischen dem Krankenhausausschuss und dem Direktor des Landschaftsverbandes Rheinland gemäß § 12 Abs. 2 S. 2 der Betriebssatzung für die Rheinischen Kliniken und die Rheinische Klinik für Orthopädie Viersen (BS RK) sowie zwischen dem Krankenhausausschuss und dem Kämmerer gemäß § 14 Abs. 3 BS RK,
	keine
	
	
	
	Neuformulierung 

	16. 
Behandlung von Petitionen, Anregungen und Beschwerden, die aufgrund des allgemeinen Petitionsrechts schriftlich an die Vertretung des LVR gerichtet werden, soweit nicht der Betriebsausschuss für das HPH-Netz oder die Krankenhausausschüsse zuständig sind oder eine andere Zuständigkeit nach dem Maßregelvollzugsgesetz NRW besteht.
	keine
(teilweise)
	GA
	KHA
	
	· sofern klinikverbundbezogene Beschwerden (GA)
· sofern klinikbezogene Beschwerden (KHA)
· Vorschlag zur Neuordnung des LVR-Beschwerdemana-gements insg. ist noch in Erarbeitung

	
	
	
	
	
	

	C.
Zuständigkeiten von Fachausschüssen
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	I.
§ 19 ZuVerfO ( § 10 KHBS)


Gesundheitsausschuss
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	(1) Der Gesundheitsausschuss ist zuständig für alle gesundheitspolitischen Aufgaben des LVR.
	keine
	
	
	
	textliche Neufassung und Konkretisierung nötig

	(2) Er berät in seiner Funktion als Fachausschuss insbesondere über:
	
	
	
	
	

	1. 
Fachplanungen und Einzelprojekte, insbesondere Grundsatzfragen der Krankenhausbedarfsplanung,
	
	GA
	
	
	Entscheidungskompetenz; textliche Neufassung und Konkretisierung nötig

	2. 
Haushaltsplan,
	keine
	
	
	
	

	3. 
Fortentwicklung und Ziele der Versorgung psychisch Kranker im Rheinland sowie Errichtung neuer Einrichtungen des LVR und Übernahme bestehender Einrichtungen anderer Träger,
	keine
	
	
	
	

	4. 
Auflösung oder Zweckänderung von Einrichtungen des LVR.
	keine
	GA
	
	
	Entscheidungskompetenz bzgl. Zweckänderung; konkretisierende textliche Neufassung 

	(3) Er entscheidet in seiner Funktion als Fachausschuss über:
	
	
	
	
	

	1. 
Grundsätze für die Gewährung von Darlehen und Zuschüssen an Einrichtungen für die Behandlung und Betreuung psychisch Kranker und seelisch Behinderter,
	keine
	
	
	
	konkretisierende textliche Neufassung

	2. 
Festlegung der Grundsätze zur Förderung psychiatrischer Einrichtungen,
	keine
	
	
	
	konkretisierende textliche Neufassung

	3. 
Fortentwicklung und Ziele der Versorgung psychisch Kranker im Rheinland,
	keine
	
	
	
	konkretisierende textliche Neufassung

	4. 
Konzept und Vorgaben für Planungen für mittel- und langfristige Investitionen/Instandhaltungskosten, soweit die Gesamtkosten der Maßnahmen 750.000,00 € überschreiten; die Zuständigkeit des Landschaftsausschusses bei Einzelprojekten nach § 3 Abs. 4 Ziff. 2 bleibt unberührt.
	
	GA
	
	
	gebündelte Entscheidungskompetenz

Wertgrenze: 1 Mio €

	(4) Er berät für den Bereich der Rheinischen Kliniken über:
	
	
	
	
	


	1. 
Aufgabenstellung, Zielplanung und Aufgabenerfüllung der Rheinischen Kliniken/der Rheinischen Klinik für Orthopädie Viersen,
	
	GA
	
	
	Entscheidungskompetenz; konkretisierende textliche Neufassung

	2. 
Grundsatzfragen bei der Übernahme von Lehr- und Forschungsaufgaben,
	
	GA
	
	
	Entscheidungskompetenz; konkretisierende textliche Neufassung

	3. 
Auflösung der Rheinischen Kliniken/der Rheinischen Klinik für Orthopädie Viersen oder wesentlicher Teile,
	keine
	
	
	
	s. § 3a Abs.2 Nr. 4 ZuVerfO

	4. 
Einrichtung oder Auflösung von ambulanten Diensten,
	
	
	
	
	s. § 3 a Abs. 2 Nr. 6 ZuVerfO

	5. 
Rahmenvorgaben, Messziffern, Richtzahlen einschließlich Stellenschlüssel,
	
	GA
	
	
	Entscheidungskompetenz; konkretisierende textliche Neufassung

	6. 
Satzung und Richtlinien,
	z. T. keine
	GA
	
	
	Entscheidungskompetenz für Richtlinien; konkretisierende textliche Neufassung

	7. 
den Zweijahresbericht über die Beratung der Petitionen, Anregungen und Beschwerden aus dem Bereich der Rheinischen Kliniken.
	
	GA
	KHA
	
	für Klinikverbund (GA)
für Klinik, Betrieb (KHA)

	(5) Er entscheidet für den Bereich der Rheinischen Kliniken über:
	
	
	
	
	

	1. 
die Gliederung der Rheinischen Kliniken/der Rheinischen Klinik für Orthopädie Viersen,
	
	
	KHA
	
	im Rahmen der Zielplanung Unterrichtungspflicht

	2. 
Rangfolge mittel- und langfristiger Investitionen/Instandhaltungs-kosten im Rahmen der Förderung aus öffentlichen Mitteln und Haushaltsmitteln des LVR,
	
	
	
	X
	neue gesetzliche Grundlage

	3. 
Gründung oder Auflösung von Ausbildungs- und Weiterbildungseinrichtungen,
	keine
	
	
	
	

	4. 
Festlegung oder Änderung von Versorgungsbereichen,
	
	
	KHA
	
	textliche Ergänzung: im Rahmen der Zielplanung; Aufgabe des Landes, daher „nur“ Unterrichtungspflicht gegenüber KHA

	5. 
Festlegung von Behandlungs- und Betreuungsstandards,
	keine
	
	
	
	

	6. 
Aufstellung von Grundsätzen über die Verteilung von Nebeneinnahmen.
	keine
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	II.
§ 20 ZuVerfO (= § 11 KHBS)


Krankenhausausschüsse
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	(1) Die örtliche Zuständigkeit der Krankenhausausschüsse für die einzelnen Rheinischen Kliniken ist wie folgt festgelegt:
	
	
	
	
	Festlegung nicht in KHBS, sondern in ZuVerfO !

	Krankenhausausschuss  
Rheinische Kliniken Bonn und Düren

	?
	
	
	
	

	Krankenhausausschuss  
Rheinische Kliniken Köln und Langen-



feld, Rheinsche Kliniken Düsseldorf - 



Kliniken der Heinrich-Heine-Universität 



Düsseldorf
	?
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	Krankenhausausschuss 
Rheinische Kliniken Mönchengladbach
                                    und Viersen, Rheinische Klinik für Orthopädie Viersen
	?
	
	
	
	

	Krankenhausausschuss  
Rheinische Kliniken Bedburg-Hau, Rhei-



nische Kliniken Essen - Kliniken/Institut 



der Universität Duisburg-Essen -
	?
	
	
	
	

	(2) Die Krankenhausausschüsse sind Fachausschüsse im Sinne der Landschaftsverbandsordnung. Ihre Rechte und Pflichten regeln die Gemeindekrankenhausbetriebsverordnung sowie die Betriebssatzung. Sie beraten über die Angelegenheiten der Rheinischen Kliniken/der Rheinischen Klinik für Orthopädie Viersen, die der Entscheidung der Landschaftsversammlung, des Landschaftsausschusses oder eines anderen Fachausschusses vorbehalten sind. Der Krankenhausausschuss 3 nimmt gleichzeitig die Aufgaben des Betriebsausschusses für den Servicebetrieb Viersen sowie des Betriebsausschusses für die Krankenhauszentralwäschereien entsprechend der EigVO NRW wahr.
	
	
	
	
	KHAe nehmen zusätzlich auch die Betriebsausschussfunktion wahr. Als Fachausschüsse beraten sie zudem Beschlüsse der LV, des LA und des GA vor. Zudem sind ihnen einzelne Angelegenheiten zur Entscheidung übertragen; redaktionelle Anpassungen nötig.

	(3) Sie beraten insbesondere über:
	
	
	
	
	

	1. 
den Entwurf des Wirtschaftsplans, des Finanzplans und des Investitionsprogramms sowie über den Jahresabschluss und den Lagebericht,
	keine
	
	
	
	

	2.
Einstellung, Bestellung und Abberufung von Mitgliedern der Betriebsleitung deren Vertreter und Vertreterinnen, der Leiter und Leiterinnen der Betriebsbereiche Pflege und Rehabilitation und die Abteilungsärzte und Abteilungsärztinnen,
	
	
	KHA
	X
	Vorauswahl; bzgl. Betriebsbereichsleitungen und Abteilungsleitungen keine politische Zuständigkeit.

	3. 
Einrichtung oder Auflösung von Abteilungen bzw. von Betriebsbereichen,
	
	
	KHA
	
	im Rahmen beschlossener Zielplanung; Unterrichtungspflicht gegenüber KHA

	4. 
Festlegung oder Änderung von Versorgungsbereichen,
	
	
	KHA
	
	siehe Anmerkungen zu § 19 Abs. 5 Nr. 4 

	5. 
Einrichtung oder Auflösung von ambulanten Diensten, 
	
	
	
	
	 s. § 3a Abs. 2 Nr. 6 ZuVerfO

	6. 
Zurverfügungstellung der Rheinischen Kliniken für Zwecke der Lehre und Forschung,
	
	
	KHA
	
	Entscheidungskompetenz

	7. 
Allgemeine Vertrags-/Anstellungsbedingungen oder Musterverträge für die Mitglieder der Betriebsleitung, deren Vertreter und Vertreterinnen, die Leiter und Leiterinnen der Betriebsbereiche Pflege und Rehabilitation und die Abteilungsärzte und Abteilungsärztinnen,
	
	GA
	
	
	Entscheidung im GA

	8. 
Planungsvorgaben zur Energieversorgung,
	
	
	
	
	Zuständigkeit des GA

	9. 
Zuordnung von Grundstücken zum Sondervermögen,
	
	
	X
	
	siehe Anm. zu § 3 a Abs. 2 Nr. 12 


	10. 
An- und Verkauf von Grundstücken sowie Bestellung dinglicher Rechte an Grundstücken,
	keine
	
	
	
	

	11. 
Stellungnahmen des LVR zu öffentlichen Planungsvorhaben, soweit das Sondervermögen betroffen ist, ausgenommen Flächennutzungs- und Bebauungspläne; die Betriebsleitung ist vor Abgabe der Stellungnahme anzuhören,
	keine
	
	
	
	textliche Neufassung

	12. 
Durchführung einer Weisung des Direktors des Landschaftsverbandes Rheinland gemäß § 12 Abs. 2 S. 1 der BS RK,
	keine
	
	
	
	

	13. 
Petitionen, Anregungen und Beschwerden aus dem Bereich der Rheinischen Kliniken sowie den diesbezüglichen Zweijahresberichten.
	
	
	KHA
	
	Entscheidungskompetenz bei klinikbezogenen Beschwerden

	(4) Die Krankenhausausschüsse entscheiden über:
	
	
	
	
	

	1. 
Einstellung von Leiterinnen und Leitern besonderer Aufgabenbereiche (Entgeltgruppe 13 TVöD und höher),
	
	
	
	X
	Zuständigkeit des Klinikvorstands.

	2. 
Festsetzung des Umfanges und der Entgelte der Wahlleistungen,
	
	
	
	X
	

	3. 
die Annahme der Budgetvereinbarungen,
	
	
	
	X
	Unterrichtungspflicht

	4. 
Erfolgsgefährdende Mehraufwendungen, sofern sie nicht unabweisbar und nicht eilbedürftig sind,
	keine
	
	
	
	

	5. 
nicht eilbedürftige Mehrausgaben von mehr als 50.000,00 € oder 30% des Ansatzes für Einzelvorhaben des Vermögensplanes, mindestens jedoch 25.000,00 €, sofern nicht andere Gremien in ihrer Zuständigkeit über die Maßnahme entschieden haben,
	keine 

(grds.)
	
	
	
	

	6. 
Miet- und Pachtverträge über Grundstücke und Räume des Sondervermögens - außer zu Wohnzwecken - und mit einer Monatsmiete/-pacht von mehr als 5.000,00 €,
	keine

(grds.)
	
	
	
	Wertgrenzenanhebung: 15.000 Euro

	7. 
Stundung v. Forderungen sowie Erlass v. mehr als 25.000 €/unbefristete Niederschlagung v.Forderungen über 10.000,00 €,
	keine
	
	
	
	Wertgrenzensenkung und 
–vereinheitlichung auf 10.000€


	8. 
Benennung des Prüfers oder der Prüferin für den Jahresabschluss,
	keine
	
	
	
	

	9. 
Grundsätze des Einsatzes der pauschalen Fördermittel nach dem Krankenhausgesetz NRW,
	
	
	
	X
	veränderte gesetzliche Investitionsfinanzierung, Steuerung muss über Wirtschafts- und Finanzpläne erfolgen

	10. 
Aufträge nach VOL bei einem Vergabewert von mehr als 150.000,00 €,
	keine

(grds.)
	
	
	
	Wertgrenzenanhebung:
300.000 Euro

	11. 
Aufträge nach VOB mit einem Vergabewert von mehr als 150.000,00 € bei kurzfristigen Investitionen/Instandhaltungs-kosten sowie mittel und langfristigen Investitionen/Instand-haltungskosten, soweit die Gesamtkosten der Maßnahme 750.000,00 € nicht überschreiten,
	keine

(grds.)
	
	
	
	Tatbestand entfällt wegen gebündelter Kompetenz des KHA für Planung, Durchführung und Vergabe

	12. 
Maßnahmen des Umweltschutzes von grundsätzlicher Bedeutung,
	
	GA
	KHA
	
	KHA nur bei klinikbezogenen Projekten

	13. 
Bestellung und Abberufung der Ombudspersonen in den Rheinischen Kliniken,
	keine
	
	
	
	

	14. 
Bestellung und Abberufung der Beiratsmitglieder der Forensik bei den Rheinischen Kliniken,
	keine
	
	
	
	

	15. 
Entlastung der Betriebsleitung.
	keine
	
	
	
	

	(5) Der Direktor des Landschaftsverbandes Rheinland regelt mit Zustimmung des Krankenhausausschusses in einer Dienstanweisung die Geschäftsverteilung innerhalb der Betriebsleitung sowie ihre Zuständigkeit im Einzelnen.
	keine
	
	
	
	redundant, da Doppelnennung!

	(6) Die Betriebsleitung legt dem Krankenhausausschuss vierteljährlich eine Übersicht über getätigte Vergaben ab einer Summe von 10.000,00 € vor.
	keine
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	III.
§ 11 ZuVerfO

Ausschuss für Personal und allgemeine Verwaltung
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	(1) Der Ausschuss für Personal und allgemeine Verwaltung ist zuständig für alle Personal- und Organisationsangelegenheiten, über die die Landschaftsversammlung oder der Landschaftsausschuss entscheiden. Der Ausschuss für Personal und allgemeine Verwaltung nimmt gleichzeitig die Aufgaben des Betriebsausschusses für die Informations- und Kommunikationstechnik des Landschaftsverbandes mit wahr.
	für den Klinikverbund
	X
	
	
	Vorbehalt formulieren für GA

	(2) Er berät insbesondere über:
	
	
	
	
	

	1. 
Stellenplan,
	keine
	
	
	
	

	2. 
Haushaltsplan,
	keine
	
	
	
	

	3. 
Errichtung, Zusammenlegung oder Auflösung von Dienststellen und Einrichtungen des LVR,
	keine
	
	
	
	

	4. 
Änderungen und Ergänzungen des Leit-Frauenförderplanes,
	keine
	
	
	
	

	5. 
Angelegenheiten, die dem Landschaftsausschuss als oberste Dienstbehörde vorbehalten sind,
	keine
	
	
	
	

	6. 
Einstellung und Beförderung der Beamten und Beamtinnen der Besoldungsgruppe A 13 (höherer Dienst) BBO oder einer höheren Besoldungsgruppe,
	keine
	
	KHA
	
	Vorberatung zusätzlich im KHA

	7. 
Einstellung von Beschäftigten, deren Entgelt sich nach Entgeltgruppe 13 TVöD richtet oder darüber liegt, soweit die § 3 Abs. 3, §§3a-f, § 12 Abs. 3, § 14 Abs. 3, § 18 Abs. 3, § 20 Abs. 4, § 21 Abs. 3 und § 22 Abs. 3 keine andere Regelung treffen,
	keine
	
	
	
	Vorbehalt greift, d. h. Zuständigkeit des Klinikvorstandes, BL

	8. 
Abberufung und Bestellung zum Prüfer oder zur Prüferin des Rechnungsprüfungsamtes,
	keine
	
	
	
	

	9. 
allgemeine Vertrags-/Anstellungsbedingungen oder Musterverträge für die Mitglieder der Betriebsleitung, deren Vertreter/Vertreterinnen, für die Abteilungsärzte/Abteilungsärztinnen, für die Betriebsleitung der wie Eigenbetriebe geführten Einrichtungen des Landschaftsverbandes Rheinland.
	
	GA
	
	
	

	(3) Er gibt eine Empfehlung zur Besetzung von Stellen der Amtsleitungen und der Leitungen der sonstigen Einrichtungen des Landschaftsverbandes Rheinland.
	z. T. keine
	GA
	
	
	Entscheidungskompetenz für BL’s + Vertr. der Betriebe des
Klinikverbundes

	(4) Er berät über Grundsatzangelegenheiten des Personal- und Organisationswesens.
	
	
	
	
	

	(5) Er entscheidet über:
	
	
	
	
	

	1. 
Einstellung und Beförderung der Beamten und Beamtinnen der Besoldungsgruppe A 11 bis A 13 (gehobener Dienst) BBO,
	keine
	
	
	
	keine Relevanz für Kliniken

	2. 
Gutachter- und Beratungsaufträge im Wert von mehr als 25.000,00 €, insbesondere Wirtschaftlichkeits- und Organisationsuntersuchungen; die Regelungen der §§ 10, 12, 14, 18, 20, 21 und 22 bleiben unberührt,
	
	GA
	KHA
	
	· bzgl. klinikverbundbezogener Aufträge

· bzgl. klinikbezogener Aufträge

· zu diskutieren: Anhebung der Wertgrenze

	3. 
Durchführung von Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, die nicht zu 100% gefördert werden; ausgenommen sind Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen der wie Eigenbetriebe geführten Einrichtungen des Landschaftsverbandes Rheinland.
	keine
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	IV.
§ 8 ZuVerfO

Bauausschuss
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	(1) Der Bauausschuss ist unter Berücksichtigung der Beschlüsse anderer Fachausschüsse zur Konzeption zuständig für Bauvorhaben des LVR unter bautechnischen und kostenmäßigen Gesichtspunkten, soweit es sich nicht um den Wiederaufbau an einen anderen Ort versetzter historischer Gebäude in den Freilichtmuseen handelt.
	
	
	
	
	konkretisierende textliche Neufassung erfolgt

	(2) Er berät insbesondere den Haushaltsplan des LVR. 
	keine
	
	
	
	

	(3) Er entscheidet über Planung und Durchführung aller
	
	
	
	
	

	· im Haushaltsplan des LVR veranschlagten
	
	
	
	
	

	· als mittel- und langfristig in den Wirtschaftsplänen der wie Eigenbetriebe geführten Einrichtungen des Landschaftsverbandes Rheinland veranschlagten Baumaßnahmen mit Gesamtkosten von mehr als 750.000,00 €; die Zuständigkeit des Landschaftsausschusses bei Einzelprojekten nach § 3 Abs. 4 Ziff. 2 bleibt unberührt. 
	
	
	KHA
	
	Unterrichtungspflicht gegenüber GA

Wertgrenzenanhebung: 

1 Mio Euro

	(4) Bei Baumaßnahmen in den wie Eigenbetriebe geführten Einrichtungen des Landschaftsverbandes Rheinland ist bei abweichender Auffassung die Betriebsleitung zu hören.
	
	
	
	X
	Zuständigkeit der Krankenhausausschüsse, insofern keine Relevanz mehr

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	V.
§ 10 ZuVerfO

Vergabeausschuss
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	(1) Der Vergabeausschuss ist zuständig für Vergabeangelegenheiten des LVR.
	
	
	
	
	grundsätzl. Ausnahme f. Betriebe des Klinikverbundes

	(2) Er entscheidet über Vergaben von:
	
	
	
	
	

	1.
Bauleistungen (VOB) im Hochbau mit einer Vergabesumme von mehr als 150.000,00 €
	
	
	
	
	

	· bei allen im Haushaltsplan des LVR veranschlagten Baumaßnahmen,
	keine
	
	
	
	

	· bei allen mittel- und langfristig in den Wirtschaftsplänen der wie Eigenbetriebe geführten Einrichtungen des Landschaftsverbandes Rheinland mit Gesamtkosten von mehr als 750.000,00 € veranschlagten Baumaßnahmen, 
	
	
	KHA
	
	bzgl. klinikbezogener Baumaßnahmen; Wertgrenzenanhebung: 1 Mio Euro

	2. 
Architekten-, Ingenieur- und Beratungsleistungen mit Ausnahme von Prüfaufträgen an Prüfingenieure im Hochbau bzgl. der unter Ziff. 1 genannten Baumaßnahmen bei Aufträgen mit mehr als 50.000,00 € Honorarsumme, 
	
	
	KHA
	
	Tatbestand wird umfasst von § 11 Abs. 5 Nr. 2 

	3. 
Aufträge nach VOL bei einem Vergabewert von mehr als 150.000,00 €, ausgenommen die wie Eigenbetriebe geführten Einrichtungen des Landschaftsverbandes Rheinland.
	keine
	
	
	
	Wertgrenzenanhebung :
300.000 €

	(3) In den Fällen des Abs. 2, ist vor der Durchführung einer beschränkten Ausschreibung die Zustimmung des Vergabeausschusses einzuholen.
	
	
	
	X
	Verfahrensbeschleunigung

	(4) Er erhält vierteljährlich listenmäßig Mitteilung über Vergaben (ausgenommen die wie Eigenbetriebe geführten Einrichtungen des Landschaftsverbandes Rheinland) von:
	
	
	
	
	

	1. 
Bauleistungen (VOB) ab 25.000,00 € Vergabesumme,
	keine
	
	
	
	

	2.
Architekten-, Ingenieur- und Beratungsleistungen von mehr als 25.000,00 € Honorarsumme.
	keine
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	VI.
§ 24 ZuVerfO

Umweltausschuss
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	(1) Der Umweltausschuss ist zuständig für alle umweltrelevanten Angelegenheiten und für die Kulturlandschaftspflege im Rahmen der Aufgabenbereiche des LVR (§ 5 LVerbO).
	
	
	
	
	grundsätzliche Ausnahme für Betriebe des Klinikverbundes

	(2) Er berät insbesondere über:
	
	
	
	
	

	1. 
Haushaltsplan,
	keine
	
	
	
	

	2. 
Fragen der umwelt- und kulturlandschaftsbezogenen Erziehung und Bildung in LVR-Einrichtungen
	keine
	
	
	
	

	3. 
Grundsätze des Einsatzes und der Verwendung umweltfreundlicher Technologien, einschließlich Ver- und Entsorgung beim LVR,
	keine
	
	
	
	

	4. 
Planungen, Einzelprojekte und sonstige Maßnahmen zur umweltrelevanten Verbesserung der Liegenschaften des LVR und deren ökologisch sinnvolle Nutzung,
	
	GA
	KHA
	
	bzgl. Themen für den Klinikverbund (GA),
bzgl. klinikbezogener Projekte und Maßnahmen (KHA)

	5. 
Maßnahmen zur Reduzierung von umweltbelasteten Einflüssen durch vorhandene bauliche und bautechnische Anlagen sowie bei der Planung und Ausführung von Baumaßnahmen, einschließlich Energiemaßnahmen,
	
	GA
	KHA
	
	bzgl. Themen für den Klinikverbund (GA)
bzgl. klinikbezogener Projekte und Maßnahmen (KHA)

	6. 
umweltrelevante Einrichtungen und Maßnahmen in den Museen des LVR,
	keine
	
	
	
	

	7. 
Gestaltung des Agenda 21-Prozesses im LVR,
	keine
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	8. 
Begleitung der Umsetzung des Öko-Audits in Dienststellen des LVR,
	
	
	KHA
	
	

	9. 
Benehmenserstellung zur Berufung der Fachmitglieder des ökologischen Beirates des Bergischen Freilichtmuseums für Ökologie und bäuerlich-handwerkliche Kultur Lindlar durch den Kulturausschuss,
	keine
	
	
	
	

	10. 
Grundsätze der Kulturlandschaftspflege und ihre Umsetzung,
	keine
	
	
	
	

	11. 
den Aufbau und die Einführung eines www-gestützten digitalen Informationssystems - KuLaDigNW - für die rheinischen Kulturlandschaften,
	keine
	
	
	
	

	12. 
die Unterstützung der Naturparke im Rheinland.
	keine
	
	
	
	

	(3) Er entscheidet über:
	
	
	
	
	

	1. 
Durchführung von freiwilligen Umweltverträglichkeitsprüfungen im Rahmen der Standortwahl für größere Neubauvorhaben des LVR,
	
	
	KHA
	
	soweit Neubauvorhaben von Kliniken, s. Vorbehalt Abs. 1

	2. 
Grundsätze für die Beschaffung, den Einsatz und die Verwendung umweltfreundlicher Stoffe sowie über Grundsätze für die Entsorgung beim LVR.
	keine
	
	
	
	











